
Von  „Differenziertheit“  zu
Diffamierung  –  Kritik  am
Statement  der  Linksjugend
[’solid]
von Urs Hecker, Juni 2025 – 9 Minuten Lesezeit

Die Linksjugend Solid bzw. ihr Bundessprecher:innenrat hat am 31.05 ein
Statement  auf  ihrem  Instagram-Kanal  hochgeladen,  in  welchem  sie  der
Palästinasolidaritätsbewegung in Deutschland strukturellen Antisemitismus
unterstellt. Dabei wird – in für die deutsche Öffentlichkeit typischer Manier –
keine Trennlinie zwischen „Israelhass“,  Antizionismus und Antisemitismus
gezogen. Anlass zum Statement war das Attentat auf zwei Mitarbeiter:innen
der israelischen Botschaft in Washington D.C., von dem die Linksjugend Solid
eine  direkte  Verbindung zu Parolen der  Palästinasolidaritätsbewegung in
„deutschen Großstädten“ zieht. Damit ist sie nicht nur klar auf Linie der
deutschen Staatsräson, sie fungiert auch als Stichwortgeber von „Links“, um
die Repression, welche die Palästinasolidarität aktuell massiv „in deutschen
Großstädten“ erfährt, zu rechtfertigen.

Im Folgenden wollen wir uns das Statement genauer anschauen und zum
einem herausarbeiten, wie gegen diese Haltung eine Opposition in der Solid
aufgebaut  werden könnte,  und zum anderen wie  sich  Revolutionär:innen
überhaupt gegenüber der Palästinasolidaritätsbewegung verhalten sollten.

Antizionismus oder Antisemitismus
Durch das gesamte Statement zieht sich eine Argumentationslinie in der
Antizionismus, also Opposition zu Israel als siedlerkoloniales Projekt,  und
Antisemitismus mit einander vermischt oder in Eins gesetzt werden. Von
Beginn an wird „Hass auf Israel und auf Zionist: innen“ mit Antisemitismus
und antisemitischer Gewalt in Verbindung gebracht. Parolen wie „Globalize
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the Intifada“ und „Zionists not welcome“, welche auf Demos gerufen oder an
Universitäten  geschmiert  werden,  seien  Ausdruck  eines  „antisemitischen
Vernichtungswahns“,  da  die  Aktivist:innen  Israel  und  Zionist:innen  als
weltbeherrschend und per se als „das Böse“ ansehen würden. Solche Parolen
seien sogar mittelbar für das Attentat in Washington und antisemitischer
Gewalt verantwortlich.

Parolen  wie  „Globalize  the  Intifada“  oder“  Zionist  not  welcome“  und
Antizionismus  im  Allgemeinen  sind  natürlich  nicht  antisemitisch,  da
Jüd:innen  und  Israel  eben  nicht  identisch  sind.  Vielmehr  fördert  diese
Vermischung  der  Begriffe  gerade  Antisemitismus  und  macht  Jüd:innen
allgemein für die Verbrechen Israels mitverantwortlich. Dass der zionistische
Apartheidsstaat,  der aktuell  einen Genozid ausübt, gehasst und als Feind
wahrgenommen wird, ist völlig richtig und legitim. Ebenso wie der Kampf
gegen die Imperialist:innen, welche ihn außenpolitisch unterstützen und für
ihre Interessen einsetzen.

Mit ihrer Argumentation reiht sich die Solid in die Propaganda ein, dass der
Zionismus tatsächlich mit dem jüdischen Volk und Glauben identisch sei und
Angriffe auf den Zionismus antisemitisch seien. Nicht nur das, auch für die
deutsche  rassistische  Medienlandschaft  und  Politik,  die  seit  jeher  die
Palästinasolidaritätsbewegung  als  antisemitisch  diffamieren,  um  so  die
Repression zu rechtfertigen, liefert die Linksjugend Argumentationshilfe von
„Links“. Neben Springer und Tagesschau redet jetzt auch die Linksjugend
Solid  von  angeblich  strukturell  antisemitischen  Demonstrationen  in
deutschen  Großstädten,  die  für  Attentate  wie  das  in  Washington
verantwortlich  seien.

Auch wenn man in Lippenbekenntnis die Gewalt Israels verurteilt, hilft man
so objektiv der staatlichen und rassistischen Repression und Hetze gegen die
Palästinasolidaritätsbewegung. Das alles vor dem Hintergrund des Genozids
entbehrt jeglicher „Differenziertheit“.

Zum Attentat in D.C.
Als Anlass für diese Diffamierungen nimmt sich die Solid das Attentat in



Washington D.C.
Der  Attentäter  fuhr  hier  von  Chicago  nach  Washington  um  eine
Veranstaltung  für  israelische  Diplomat:innen  auszukundschaften  und
daraufhin  anzugreifen.  Dabei  tötete  er  zwei  Mitarbeiter:innen  der
israelischen  Botschaft.  Das  Attentat  in  Washington  war  also  nicht
antisemitisch,  da  der  Täter  gezielt  Mitarbeiter:innen  der  israelischen
Botschaft  und  nicht  Jüd:innen  per  se  angriff.  Auch  sollte  hier  erwähnt
werden, dass eins der Opfer nicht jüdisch war.

Das Attentat stellt auch keine „Zäsur“ dar, wie die Solid behauptet, in einem
Genozid,  in  dem  Israel  über  70.000  Menschen  direkt  ermordet  hat,
Hunderttausende vom Hungertod durch die  israelische Blockade bedroht
sind  und  Millionen  vertrieben  werden,  stellt  die  Ermordung  zweier
Mitarbeiter:innen dieses  Staates  sicher  kein  neues  Level  an  Gewalt  und
Verrohung dar.

Trotzdem lehnen wir den Anschlag ab. Terrorismus und Attentate liefern
keine  Perspektive  für  einen  effektiven  Kampf  gegen  Unterdrückung  und
haben in der Geschichte entsprechende Bewegungen geschwächt. Nur die
gemeinsame  bewusste  Aktion  der  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten  in
Palästina  und  im  restlichen  Nahen  Osten,  unterstützt  durch  die
Arbeiter:innenklasse  in  den  imperialistischen  Zentren  können  den
zionistischen  Apartheidsstaat  und  den  ihn  stützenden  Imperialismus
bezwingen. Keine noch so entschlossene und radikale Einzelaktion kann hier
eine Abkürzung liefern. Stattdessen fungieren sie als Rechtfertigung für die
Repression,  verbrennen die  entschlossensten Aktivist:innen und führt  die
Bewegung in eine Sackgasse.

Dieser individuelle Aktionismus und Terrorismus ist dabei oft Ausdruck der
Marginalisierung  und  Perspektivlosigkeit  einer  Bewegung  in  der
Aktivist:innen aber unbedingt und zurecht etwas verändern wollen. Genau
hier könnte die Solid ansetzen und zusammen mit der Anbindung an breitere
Teile  der  Jugend und Arbeiter:innenklasse eine linke Perspektive  für  die
Bewegung aufwerfen.  Sie  reiht  sich,  wie  oben  erwähnt,  aber  lieber  mit
Springer  und  dem  deutschen  Staat  ein,  um  der  Bewegung  an  sich
Antisemitismus  vorzuwerfen.



Palästinasoli und Antisemitismus
Wenn man tatsächlich der Palästinasolidaritätsbewegung teilnimmt und die
Statements der verschiedenen Akteur:innen verfolgt, ist klar, dass diese zwar
ein  Sammelbecken  von  verschiedenen  (klein-)bürgerlichen  Ideologien
(Nationalismus,  Postkolonialismus,  Islamismus)  und  einigen  revolutionär
auftretenden Kräften ist, in der Mehrheit aber klar nicht antisemitisch ist.
Hass auf Israel und den Zionismus ist dabei natürlich weit verbreitet, aber
auch angesichts von Generationen andauernder Unterdrückung, Vertreibung
und Genozid mehr als gerechtfertigt. Wenn Antisemitismus in der Bewegung
auftaucht,  dann  meistens  aus  berechtigtem  Hass  auf  den  Unterdrücker
Israel,  welcher  dann  aber  falscher  Weise  mit  Jüd:innen  insgesamt  in
Verbindung gebracht wird. Das ist genau der gegensätzliche Zusammenhang
zu  Nazis,  die  aufgrund  ihres  Antisemitismus  vorgeben,  Palästina  zu
unterstützen.  Dass der Antisemitismus überhaupt in der Lage ist,  in  der
Bewegung Raum zu finden, liegt auch an der Dominanz der verschiedenen
bürgerlichen Ideologien in der Palästinasolidaritätsbewegung, die nicht in
der  Lage  sind,  die  Unterdrückung  durch  Israel  in  die  Totalität  des
imperialistischen Weltsystems einzufügen.  Das  macht  den Antisemitismus
nicht weniger gefährlich, natürlich in erster Linie für Jüd:innen, aber auch
für den Kampf gegen den Genozid. Zu wissen, wie er entsteht, ist dabei eine
notwendige Voraussetzung, um ihn überhaupt bekämpfen zu können.

Er  i s t  zumindes t  n i ch t  so  zu  bekämpfen ,  i ndem  man  der
Palästinasolidaritätsbewegung  und  dem  Widerstand  grundsätzlich  die
Solidarität  entzieht.  Der  Kampf  gegen  Unterdrückung,  Besatzung  und
Genozid  ist  gerechtfertigt  und  notwendig.  Von  dem  Standpunkt  der
bedingungslosen  Solidarität  mit  dem  palästinensischen  Widerstand  kann
über die Ursachen der Unterdrückung, der westlichen Unterstützung und
über Perspektiven im Kampf diskutiert werden. Hier kann die Einordnung ins
imperialistische  Weltsystem  erfolgen  und  dabei  stets  die  falsche
Gleichsetzung  von  Judentum  und  Zionismus  aufgezeigt  werden.  Die
Linksjugend  macht  das  genaue  Gegenteil,  indem  sie  diese  falsche
Gleichsetzung reproduziert, um sie gegen die Palästinasolidaritätsbewegung
zu  richten.  Damit  hilft  sie  nicht  nur  der  Repression  gegen  die



Palästinasolidarität, sondern stärkt auch antisemitische Sichtweisen in ihr.

Aufgabe Linker Kräfte
Die Aufgabe linker Kräfte im Verhältnis zur Palästinasolidaritätsbewegung ist
also eine fundamental andere. Als erstes muss uns klar sein, dass es eben
nicht unsere Aufgabe ist, besonders „differenziert“ von außen zuzuschauen
und dabei die Aktionen der einzelnen Akteur:innen isoliert nach moralischen
Maßstäben hier in Deutschland zu bewerten. Für uns muss klar sein, dass
der  Gewalt  in  Palästina  ein  Unterdrückungsverhältnis  zu  Grunde  liegt,
welches im imperialistischen Weltsystem und konkret im Siedlerkolonialstaat
Israel  begründet  ist.  Alle  Gewalt  rührt  letztendlich  aus  diesem
Unterdrückungsverhältnis.  Zusätzlich  sei  noch  die  Asymmetrie  im
Kräfteverhältnis zwischen der Atommacht Israel plus ihrer imperialistischen
Unterstützer:innen und dem palästinensischen Widerstand erwähnt und der
damit verbundenen Möglichkeit, Gewalt auszuüben. Es ist Israel, das de facto
einen Genozid ausübt, es ist Israel, das vernichtet.

Aus diesem Verständnis folgt, dass wir klar Stellung beziehen auf der Seite
der  Unterdrückten,  der  Palästinenser:innen.  Dass  wir  ihr  Recht  auf
Widerstand  anerkennen,  ohne  diese  Unterstützung  dabei  von  der
moralischen  Bewertung  einzelner  Aktionen  oder  Gruppen  abhängig  zu
machen.  Diese  Intervention  muss  aber  auch  erfolgen!  Zum  einem  im
Praktischen, indem wir im Rahmen unserer Kräfte Aktionen durchführen und
unterstützen  und  so  einen  Beitrag  zur  Bewegung  leisten,  aber  auch  im
Theoretischen,  um  die  Unterdrückung  im  imperialistischen  Weltsystem
einordnen zu können und so den Weg zu ihrer Überwindung zu finden. Dabei
müssen  wir  auch  die  verschiedenen  bürgerlichen  Ideologien,  die  im
Widerstand und der Solidaritätsbewegung vorhanden sind, kritisieren und
ihre Dominanz herausfordern.  Es ist  deshalb auch wichtig,  Kritik  an der
HAMAS  und  ihrer  fehlgeleiteten  Strategie  zur  Befreiung  Palästinas
anzubringen,  allerdings  immer  auf  der  Grundlage  der  grundsätzlichen
Unterstützung  des  palästinensischen  Widerstands.

Unser Ziel ist es also möglichst breit im Widerstand gegen den Zionismus
und Imperialismus zusammenzuarbeiten. Dabei müssen wir aber gleichzeitig



unsere politische und organisatorische Unabhängigkeit bewahren, um nicht
unseren Klassenstandpunkt unter die verschiedenen bürgerlichen Akteure
unterzuordnen. Deswegen fordern wir die antiimperialistische Einheitsfront,
also  die  Aktionseinheit  aller  Kräfte,  die  sich  gegen  den  zionistischen
Apartheidstaat und den Imperialismus stellen, bei gleichzeitiger Freiheit der
Kritik an- und untereinander.

Opposition in der Solid
Dass die Führung der Solid sich hier so opportunistisch zeigt, ist kein Zufall,
sondern unter  anderem Ausdruck des ideologischen Einflusses durch die
Bürokratie der Linkspartei.
Dieser  Einfluss  führt  dazu,  dass  die  Solid,  obwohl  sie  selbst  weniger
bürokratisch geprägt ist als die Linkspartei, ihr opportunistisches Schwanken
zu Palästina und ihr reformistisches Programm mitträgt.

Gegen das Statement der Solid-Leitung haben verschiedene Landesverbände,
Basisgruppen und der BAK-Klassenkampf Kritik veröffentlicht. Das begrüßen
wir ausdrücklich und spricht sicher hunderten Genoss:innen in der Solid aus
der Seele, die die Diffamierung der Palästinabewegung und die Vermischung
von Antizionismus und Antisemitismus nicht mittragen wollen. Diese haben
auch  zahlreich  Luft  in  der  Kommentarspalte  verschafft,  bis  sie  dann
geschlossen wurde. Diese Kritik ist wichtig! Zu sagen, was ist, ist immer noch
die revolutionärste Tat.

Es  aber  auch  notwendig,  dem  einen  organisator ischen  und
programmatischen Ausdruck zu geben. Dazu ist es sinnvoll, sich innerhalb
der Solid zu einer revolutionären Fraktion zusammenzuschließen. Das ist
notwendig, um nicht nur zufällig im organisationsinternen Kampf einmal auf
der einen und einmal auf der anderen Seite zu stehen, sondern um die Kräfte
zu  bündeln,  gemeinsam  zu  intervenieren  und  einen  echten
inhaltlich/programmatischen  Pol  in  der  Solid  bilden  zu  können.
Diese Fraktion muss darum kämpfen, den Opportunist:innen die Führung der
Solid  zu  entziehen,  dabei  wird  die  Frage  zum  Verhältnis  zur
Palästinasolidaritätsbewegung  eine  entscheidende  Rolle  spielen.



Wenn ihr Mitglied bei der Linksjugend seid und unsere Kritik teilt oder auch
als Basisgruppe dem zustimmt, dann kommt auf uns zu (schreibt uns einfach
eine DM) und lasst uns darüber diskutieren, wie diese notwendigen Schritte
im Verband gegangen werden können, um Diffamierung und Opportunismus
entschlossen  entgegenzutreten  und  die  Linksjugend  zu  einer  Kraft  zu
machen,  welche  reale  Veränderung  erkämpfen  kann!

Hier  könnt  ihr  den  Beitrag  der  Linksjugend  [’solid]  nachlesen:
https://www.instagram.com/p/DKRHaTUt62h/?img_index=1

Solidarität  mit  Brokkoli:
Springer enteignen!
Das frisch angebrochene Jahr 2023 versucht es direkt in seiner ersten Woche
gleich mal damit, in die Charts der absurdesten Twitter-Tage zu kommen:
Der  rechtskonservative  Chefredakteur  der  Springer-Tochter  WeltN24  Ulf
Poschardt  ist  wohl  am  05.01.  auf  seinem  Streifzug  durch  Twitter  nach
„rotgrüner  umerziehungsfolklore“[1]  auf  das  Video-Statement  unseres
Genossen  Brokkoli  gestoßen.  Mit  einem  lächerlich-populistischen  Tweet
versucht er nun seine Armee aus rechten Trollen, Incels und Polizei-Fanboys
auf uns zu hetzen[2].

Das Videostatement,  auf  das sich Ulf  bezieht,  haben wir  gemeinsam mit
Genoss_innen des „Revolutionären Bruchs“ veröffentlicht.  Darin rufen wir
dazu auf, auf der gleichnamigen Konferenz um die Frage des Antirassismus
zu  diskutieren,  da  die  Berliner  Linkspartei  sich  im  Wortlaut  zwar  oft
antirassistisch gibt,  praktisch als  Teil  der  Berliner  Landesregierung aber
Abschiebungen  bewilligt  und  migrantischen  Communites  das
Demonstrationsrecht verweigert.  Über 600 Menschen waren in Berlin im
letzten Jahr von Abschiebungen betroffen. Sogar das im Koalitionsvertrag
festgeschriebene  Verbot  von  nächtlichen  Abschiebungen  wurde  immer
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wieder missachtet.  Durchgeführt  werden diese Abschiebungen von einem
Polizeiapparat, dessen struktureller Rassismus schon lange kein Geheimnis
mehr ist und der seinen blutigen Höhepunkt in der Ermordung von Oury
Jalloh und Mouhamed Dramé gefunden hat. Diese Polizei will der Senat nun
mit  Elektro  Tasern  und  einer  neuen  Racial-Profiling-Wache  am  Kotti
ausstatten. Für den rechtskonservativen Ulf ist das natürlich kein Problem.
Er sieht das Problem eher darin, dass Brokkoli einen ACAB-Hoodie trägt und
den Palästinenser_innen ein Selbstbestimmungsrecht zugesteht.

Im  Mai  letzten  Jahres  wurde  in  Berlin  anlässlich  des  Nakba-Tages  (ein
Gedenktag  zur  Vertreibung  von  über  700  000  Palästinenser_innen)  ein
gerichtliches Demonstrationsverbot erlassen. Die geplanten Demonstrationen
wurden  pauschal  als  antisemitisch  verunglimpft  und  das,  obwohl  die
Veranstalter_innen  sich  mehrmals  klar  gegen  Antisemitismus  auf  ihren
Aktionen positioniert haben. In der Debatte um das Demonstrationsverbot
wurde dabei immer wieder auf rassistische Stereotype von „emotionalisierten
Arabern“ (ähnlich wie wir sie aktuell in der Debatte um das Böller-Verbot
hören müssen) Bezug genommen. Damals wie heute verurteilen wir diese
rassistische Einschränkung des Grundrechts auf Versammlungsfreiheit. Ulf
verdreht  diese  Kritik  in  seinem  Tweet  zu  einem  angeblichen  „linken
Antisemitismus“. Hätte er seinen Job als Journalist vernünftig gemacht und
mal kurz auf unserer Homepage recherchiert, wäre er jedoch schnell auf
unsere ausführliche Resolution zum Thema Antisemitismus[3] gestoßen und
hätte ebenfalls in unserem Programm nachlesen können, dass wir für einen
binationalen, säkularen und sozialistischen Staat im Nahen Osten eintreten,
indem  alle  Menschen  unabhängig  von  ihrer  Religion  in  Frieden  und
Gleichberechtigung  miteinander  leben  können[4].

Gründliche  Recherche  und  Quellenbelege  scheinen  jedoch  nicht  das
Steckenpferd von Ulf Poschardt zu sein. So wurde er bereits im Jahre 2000
als Chefredakteur beim Magazin der Süddeutschen Zeitung gekündigt, weil
er dort gefälschte Interviews und Storys ungeprüft veröffentlicht hatte[5]. Ulf
scheint  es  vielmehr  als  den  Kern  seiner  journalistischen  Tätigkeit  zu
verstehen,  auf  Twitter  Aufmerksamkeit  durch  seine  chauvinistischen
Kommentare  zu  generieren.  Seine  Feinde  sind  dabei  wahlweise



Klimaaktivist_innen,  Corona-Schutzmaßnahmen,  Geflüchtete  oder  die
öffentlich-rechtlichen Medien. Aufrechte Aktivist_innen setzt er dabei mit der
islamistischen Terrormiliz Boko Haram gleich, indem er sie mit „Wokoharam“
betitelt[6].  Er selbst versteht seinen „Journalismus“ auf Twitter dabei als
„Kulturkampf“[7]  gegen „politisch korrekte  Aktivisten“.  Es  geht  ihm also
darum, Linke mit welchen an den Haaren herbeigezogenen Vorwürfen auch
immer im Sinne seines Kulturkampfes zu verunglimpfen. Wie so häufig muss
der Vorwurf des Antisemitismus auch bei Ulf als Projektionsfläche herhalten.
So inszeniert er sich als kritikloser Verteidiger einer Polizei, die sich mit
faschistischen Chatgruppen einen Namen gemacht hat: Kein Wort über deren
antisemitische Inhalte aber stattdessen große Empörung über einen Hoodie.
Wir  fragen  uns  dabei,  wie  es  eigentlich  um Ulfs  Treue  gegenüber  dem
Rechtsstaat bestellt ist, wenn er Einschränkungen des Versammlungsrechts,
Angriffe auf die Meinungsfreiheit und Verwässerungen des Rechts auf Asyl
kritiklos verteidigt.

Das Ekligste an der von Ulf angestoßenen Debatte ist jedoch, mit welcher
Verachtung und welchem Hass einem politisch aktivem Jugendlichen, der
klar politisch Stellung bezieht, begegnet wird. Dass Jugendunterdrückung ein
tief verankertes Phänomen in kapitalistischen Gesellschaften ist, sieht man
hier darin,  dass einem Jugendlichen nicht zugestanden wird,  eine eigene
politische Meinung zu haben. Nein, er sei „vor die Kamera gezerrt“ worden
oder sei „in der Pubertät“. Umso mehr bestätigt uns das darin, dass es richtig
ist,  sich in  einer  unabhängigen Jugendorganisation,  ohne Bevormundung,
unter Jugendlichen selbst zu organisieren.

Die  Heftigkeit  mit  der  die  Debatte  aktuell  auf  Twitter  geführt  wird,
unterstreicht einmal mehr, wie viel Angst Vertreter_innen der bürgerlichen
Klasse wie Ulf haben, wenn wir Jugendliche uns trauen, unsere Stimme zu
erheben. Es offenbart zugleich ihre Schwäche, wenn sie ein kurzes harmloses
Videostatement mit allen dreckigen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln
bekämpfen  müssen.  Solidarität  mit  Brokkoli!  Dieser  Angriff  hätte  jede_n
aufrichtige_n Aktist_in von uns treffen können, denn er richtet sich nicht
spezifisch gegen Brokkoli, sondern gegen eine Jugend, die nicht länger bereit
ist, dem Kapital dabei zuzuschauen, wie es unseren Planeten zerstört. Bitte



teilt  und  verbreitet  dieses  Statement!  Insbesondere  Gliederungen  der
Linksjugend solid, sollten sich in der Verantwortung sehen, sich in dieser
Frage zwischen Ulf und dem „Revolutionären Bruch“ zu positionieren. Lasst
Ulf mit seinem Versuch „Revolution“, den „Revolutionären Bruch“ und die
Linkspartei zu diskreditieren nicht durchkommen! Kommt zur Konferenz am
14. Januar und lasst uns gemeinsam diskutieren, was wir dem Hass und der
Verachtung der herrschenden Klasse und ihrer Medien entgegenzusetzen
haben.

Abschließend möchten wir jedoch noch ein paar Worte der Dankbarkeit an
Ulf  richten: Zuerst einmal vielen Dank für die kostenlose Werbung. Eine
größere Reichweite als du sie uns geschenkt hast, hätten wir mit unseren
bescheidenen finanziellen Mitteln nicht generieren können. Ebenfalls sind
wir dir dafür dankbar, dass du uns mit der Hetze deines Springer-Verlages,
die  bereits  Rudi  Dutschke  ins  Grab  brachte,  erneut  an  einen  wichtigen
Umstand erinnerst:  Dieses rechte,  antidemokratische und imperialistische
Hetzblatt  gehört  enteignet  und  unter  demokratische  gesellschaftliche
Kontrolle  gebracht!

[ 1 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1611299976495366145?cxt=HHwWgoDQ2
dSyvtwsAAAA

[ 2 ]
https://twitter.com/ulfposh/status/1610921238586880000?cxt=HHwWgMDTs
ZuVktssAAAA

[ 3 ]
https://onesolutionrevolution.de/was-ist-antisemitismus-und-wie-kann-er-beka
empft-werden/

[ 4 ]
https://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2017/07/Programm2018.
pdf



[5] https://de.wikipedia.org/wiki/Ulf_Poschardt

[ 6 ]
https://uebermedien.de/67936/was-ulf-poschardt-zuzutrauen-ist-und-was-nich
t/

[7] https://twitter.com/niggi/status/1490099359307948035

Revolutionärer  Bruch  braucht
Programm
Am  10.  Oktober  2022  veröffentlichten  junge  Sozialist:innen,  die  in  der
Linksjugend solid  aktiv  sind,  eine  Erklärung unter  dem Titel  „Für  einen
revolutionären  Bruch  mit  der  Linkspartei  und  solid“.  Wir  begrüßen  die
Diskussion  um  den  Aufbau  einer  revolutionär-sozialistischen  Partei  in
Deustchland, an der wir uns aktiv beteiligen wollen. Hier spiegeln wir eine
Erklärung  von  mehreren  Genoss:innen,  die  sich  begannen  in  solid  zu
polit is ieren  und  sich  im  Verlauf  des  letzten  Jahres  auch  der
Jugendorganisation  REVOLUTION  anschlossen.  Sie  stellen  hier  ihre
Ansichten  zu  den  Grundlagen  einer  neuen  revolutionären  Kraft  zur
Diskussion.

Verfasser:

Die Weltgesellschaft  befindet  sich wahrhaftig an einem Wendepunkt.  Die
Bewegungen der Lohnabhängigen und sozial Unterdrückten sehen sich mit
einer grundlegend neuen Situation konfrontiert.

Mit dem Krieg in der Ukraine hat auch eine allgemeine Auseinandersetzung
um die Neuaufteilung der Welt begonnen. Großmächte wie China, Russland,
Indien,  die  USA,  Japan,  Deutschland,  Frankreich  und  Großbritannien
bereiten sich auf einen globalen militärischen Konflikt vor, der die gesamte
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Zivilisation zerstören könnte. Die Diskussion über die Gefahr eines Dritten
Weltkrieg ist in den offiziellen Medien, in den Reden von Politiker:innen und
im alltäglichen Gespräch kein Tabu mehr. Gerade für die Jugend gilt es, zu
verhindern, dass ein dritter Weltkrieg je ausbrechen kann.

Die  Klimakatastrophe  ist  heute.  Verwüstung,  Trockenheit  und  Feuer
wechseln Fluten, Überschwemmungen und Stürme ab. Gleichzeitig erleben
wir ein apokalyptisches Artensterben. Wir erleiden die Vermüllung unseres
Planeten, und die Vergiftung unseres Trinkwassers und unserer Nahrung.
Während  allein  in  diesem  Jahr  weltweit  eine  Billion  Dollar  für  den
Militarismus ausgegeben wurden, bleibt die ökologische Transformation aus,
die uns bürgerliche Politiker:innen und Konzerne immer wieder versprachen.
(Das sind 1000000000000 Dollar oder eintausend Milliarden Dollar.) Wenn
wir  die  Zukunft  der  jungen Generation sichern wollen,  braucht  es  einen
radikalen Systemwechsel.

Gleichzeitig  brach  mit  der  Corona-Pandemie  auch  eine  außerordentliche
Wirtschaftskrise des Kapitalismus aus. Die Lohnabhängigen, kleine Bauern,
die kleinen Gewerbetreibenden, sowie die städtische und ländliche Armut
werden  unter  dieser  Krise  erdrückt.  Große  Teile  der  Welt  erleben  eine
massive  Hungerkrise.  Auch  hier  in  Deutschland  überschritt  die  Inflation
zuletzt die 10% Marke, viele bangen um ihre Arbeit, ihre Wohnung, fürchten
sich vor der nächsten Gasrechnung oder dem Einkauf. Mehr als 16% der
Bevölkerung  lassen  eine  Mahlzeit  aus,  um  zu  sparen.  Währenddessen
vermehrt sich der Reichtum der großen Kapitalist:innen.  Wenn wir nicht
erneut wie 2008 für die kapitalistische Krise zahlen sollen, braucht es einen
entschlossenen Kampf von unten.

Diese drei Menschheitsfragen können nicht durch den Kapitalismus gelöst
werden. Denn es ist der Kapitalismus, der sie hervorgerufen hat.

Wir  kämpfen  für  eine  Gesellschaft,  die  sich  an  den  Bedürfnissen  der
gesamten Menschheit ausrichtet, auch der Generation von Morgen.

Wir kämpfen für eine Gesellschaft, in der demokratische Teilhabe nicht von
der Wirtschaftsmacht einer Region, von einzelnen Staaten, Verbänden oder



Individuen abhängig ist.

Wir kämpfen für eine Gesellschaft, die frei von Privilegien ist, von Privilegien
die  andere  Menschen  klein  machen,  ausgrenzen  und  ihre  Ausbeutung
ermöglichen.

Das einzige Privileg, für das wir kämpfen, ist der Menschheit eine Zukunft
auf diesem Planeten zu sichern. Wir streben eine Zukunft an, in der wir
gleichberechtigt unsere Lebenszeit voll ausschöpfen und genießen können.
Wir wünschen uns eine Gesellschaft, in der die Fähigkeiten und Interessen
von Kollektiven und Individuen voll  zur  Entfaltung kommen können.  Um
diese Zukunft zu sichern, müssen die Technologien zu produktiven Kräften
werden, anstatt zu Mechanismen der zunehmenden Kontrolle, oder gar der
Zerstörung der Welt. Wir brauchen Formen des Zusammenlebens, die sich
frei machen von der Irrationalität, dem Hass und der Lüge der heutigen Zeit.
Eine Gesellschaft in der stattdessen der Drang nach Wissen, Austausch und
dem Verständnis unserer Existenz im Vordergrund stehen.

Diese Gesellschaft nennen wir Sozialismus.

Wir müssen aber feststellen, dass wir diesem Ziel heute sehr fern stehen.

Mit dem Beginn der Krise 2007 hoffte eine ganze Generation junger und alter
Menschen von einem Ende des Kapitalismus. Im gleichen Jahr wurden die
LINKE und die Linksjugend solid gegründet. Fünfzehn Jahre später ist die
LINKE  in  einer  tiefen  Krise.  Heute  fürchten  die  Kapitalist:innen  in
Deutschland  nicht  die  linke  Erhebung.  Eine  weit  verbreitete  Sorge  der
damailigen zeit, als Zeitungen wie die Frankfurter Allgemeine Zeitung davon
sprachen,  dass  das  Marx zurück sei.  Stattdessen müssen Lohanbhängige
heute den Aufstieg der Rechten fürchten und unter der unsozialen Politik der
Regierung leiden.

Es fehlt aber nicht an den objektiven Bedingungen dieses Ziel zu erreichen.
Es fehlt an einer Kraft, die für dieses Ziel entschlossen kämpft. Wir denken,
die LINKE ist nicht diese Kraft. Denn die LINKE formuliert nur ein vages
Ziel.  Sie hat die Kampfkraft der Lohnabhängigen in den letzten fünfzehn
Jahren  nicht  gestärkt,  sondern  ihre  Hoffnung  auf  grundlegende



Veränderungen,  und  ihre  Moral  durch  eine  Reihe  von  prinzipienlosen
Regierungsbeteiligungen  gebrochen.  Aktuell  streitet  sie  darüber,  ob  die
deutsche Regierung nun die blödeste Europas sei oder nicht. Stattdessen
sollten wir uns darauf konzentrieren, dass es eine kapitalistische Regierung
ist, die unsere Interessen nicht umsetzt. Die LINKE scheitert auch praktisch,
sie ist zerstritten und ist nicht das Zentrum eines linken Widerstandes gegen
die Dreifachkrise.

Dies  hat  tiefere  Gründe.  Denn  alle  drei  relevanten  Flügel  der  LINKEN
(Bewegungslinke, Wagenknecht-Flügel und Reformer) haben eine politische
Schwäche,  die sie teilen.  Sie richten ihre Politik  letztlich primär auf  die
graduelle Reform eines Systems aus, das nicht grundlegend reformierbar ist.
Ihr Hauptvehikel bleibt dabei letztlich mehr oder weniger das Parlament und
der bürgerliche Staat. Wir erkennen hingegen wirklich an, dass die heutige
Welt in Klassen aufgeteilt ist. Einerseits in jene, die über Land, Ressourcen
und Produktionsmittel besitzen, jene die direkt oder indirekt die Grundlagen
der Politik der heutigen Staaten bestimmen. Andererseits in jene, die dies
nicht tun. Ein Großteil dieser zweiten Klasse sind die Lohnabhängigen dieser
Welt.

Für uns ist das nicht einfach eine Phrase, sondern kommt mit praktischen
Verpflichtungen.  Es  heißt,  dass  die  Welt  von  den  Interessen  einer
kapitalistischen Minderheit bestimmt ist. Diese Minderheit bestimmt letztlich
das Schicksal  der „Wirtschaft“.  Auch das vorherrschende Denken ist  das
Denken der Herrschenden, solange ihre Herrschaft nicht in Frage gestellt
wird.

Das bedeutet, dass wir unser Ziel nur durch eine Politik verändern können,
die diese herrschende Klasse herausfordert. Das ist eine Politik die wir als
revolutionären Klassenkampf bezeichnen.

Die  erdrückende  Mehrheit  in  die  LINKE und  die  linksjugend  solid,  und
wichtiger  ihr  Apparat  aus  Funktionär:innen und Mandatsträger:innen die
letztlich die Praxis dieser Partei bestimmen,

vertreten keine klassenkämpferische Politik. Sie vertreten eine Politik, die



wir als  Reformismus bezeichnen.  Das ist  eine Politik,  die im besten Fall
glaubt, durch graduelle Reformen den Sozialismus zu erreichen. In der Praxis
ist es aber eine Politik und ein soziales System, dass die Lohnabhängigen an
die  Unternehmen  der  Kapitalist:innen  und  an  „ihren  Staat“  bindet  und
unterordnet.

Wir  glauben,  dass  es  einen  grundlegenden  Bruch  mit  dem  politischen
Programm  und  der  organisatorischen  Praxis  der  LINKEN  und  von
Linksjugend solid benötigt, wenn wir unsere Zukunft sichern wollen. Denn
mit dieser Politik ist ein wirklicher Systemwechsel ausgeschlossen.

Deshalb unterstützen wir von REVOLUTION den Aufruf zu einer Konferenz,
in  der  alle  kritischen  Teile  der  linksjugend  solid  und  der  LINKEN
zusammenkommen, die eine Politik wünschen, die für einen Systemwechsel
eintritt und dies mit einer Politik des Klassenkampfes verbindet.

Um  der  heutigen,  neuen  Situation  gerecht  zu  werden,  muss  es  unser
Anliegen  sein,  die  antikapitalistischen  Teile  der  Klimabewegung,  der
kämpferischen  Gewerkschafter:innen,  die  klassenkämpferischen  Teile  der
antirassistischen und feministischen Bewegung in einer gemeinsamen Partei
zu  vereinigen,  um  für  solch  einen  Systemwechsel,  eine  sozialistische
Revolution  möglich  zu  machen.

In siebzehn Punkten möchten wir hier unsere grundlegenden Überlegungen
äußern,  welche  Strategie  und  Organisationsform  solche  eine  Partei
kennzeichnen sollte und wie sie für den Sozialismus unter den aktuellen
Bedingungen in Deutschland kämpfen müsste.

Wir befürworten Reformen. Wir unterstützen jede Reform, die unsere1.
unmittelbare Lebensgrundlage verteidigt oder verbessert. Das trifft
auf  alle  gesellschaftlichen  Bereiche  zu,  von  der  Erhöhung  von
Löhnen, der sofortigen Umsetzung von Maßnahmen zur Rettung der
Umwelt  und  der  Abschaffung  von  Praktiken  oder  Gesetzen,  die
rassistische,  sexistische  oder  homophobe  Unterdrückung
zementieren.
Wir  müssen  für  Reformen  kämpfen.  Die  Reichen,  die  Banker,2.



Industriellen und Großgrundbesitzer, die bürgerlichen Politiker und
staatliche Institutionen werden uns nichts freiwillig geben. In diesem
Klassenkampf um Reformen, richten wir uns nicht an dem für die
herrschende  Klasse  „machbaren“  aus.  Wir  schlagen  immer  den
Kampf für das Leben und Überleben der Lohnabhängigen und der
Menschheit „notwendige“ vor.
Wir befürworten den Antritt zu Wahlen. Sozialist:innen sollten ihre3.
Ansichten in Wahlen und im Parlament zum Ausdruck bringen. Diese
Ansichten  sollen  aber  den  Kampf  um  Reformen  und  für  die
Revolution verbessern, und nicht zur Integration in jene bürgerlichen
Regierungen und den büegrlichen Staat fordern, in dem es sich auch
die LINKE bequem gemacht hat.
Das strategische Ziel des Sozialismus bestimmt also unsere Taktik.4.
Wir  unterscheiden  uns  hier  grundlegend  von  der  reformistischen
Politik  der  LINKEN  oder  der  Gewerkschaftsführung.  Denn  diese
ordnet  ihre  Forderungen  und  ihre  Praxis  dem  unter,  was  die
Koalitionspartner oder die Konzernchefs als „machbar“ verkaufen.
Sie beteiligt sich an der Verwaltung des kapitalistischen Systems in
bürgerlichen  Regierungen,  was  wir  kategorisch  ablehnen.
Gleichzeitig  fordern  wir  reformistische  Parteien  und  die
Gewerkschaften immer wieder dazu auf, für konkrete Forderungen
zu mobilisieren und zu kämpfen. Eine zentrale Kritik, die wir aktuell
an  ihnen  haben,  ist  gerade,  dass  sie  nicht  entschlossen  gegen
Inflation, Krise, Krieg und Umweltzerstörung kämpfen. Wir fordern
sie  also  jederzeit  dazu  auf  eine  gemeinsame  Front  für  die
Erkämpfung von Reformen zu schließen. Aber wir begrenzen unsere
eigenen  Aktivitäten,  Forderungen  und  unser  Programm  im
gemeinsamen Reformkampf nicht auf das, was die Führer:innen der
Gewerkschaften oder der LINKEN für „machbar“ halten. Wir sagen
jederzeit, was wir für „notwendig“ erachten und wir erhöhen dabei
die Selbstorganisierung der kämpfenden Basis.
Der Kampf um Reformen hat einen realen Zweck im Hier und Jetzt.5.
Dieser  Reformkampf  ist  nicht  einfach  ein  „Trick“.Wenn  wir  zum
Beispiel von unserem Lohn jetzt nicht leben können, dann muss der
Lohn jetzt  sofort  steigen.  Aber  gleichzeitig  kann  der  Sozialismus



nicht ohne eine Revolution erreicht werden. Sozialist:innen werden
dies in jedem Reformkampf betonen und den Kampf um die Reformen
so führen, dass sie die Revolution vereinfachen, denkbar machen und
vorbereiten.
Sozialist:innen können die Revolution propagieren.  Die Revolution6.
machen kann aber nur die Klasse der Lohnabhängigen. Sie ist eine
wirkliche soziale Kraft, und auch nur durch ihre Revolution gegen die
Diktatur des Kapitals, kann eine Zukunft gesichert werden, in der es
eine Demokratie  der  Lohnabhängigen anstatt  einer  stalinistischen
Dystopie gibt.
In Deutschland kann kein ernsthafter Reformkampf gewonnen, keine7.
Revolution  ohne  die  Gewerkschaften  geschehen.  Eine  zentrale
Aufgabe ist es daher auch die Gewerkschaften für eine Politik des
entschlossenen Reformkampfes und für eine sozialistische Politik zu
gewinnen. Es gibt eine riesige Klasse in Deutschland, aber sie ist von
einer reformistischen Bürokratie beherrscht, oder anders gesagt von
Menschen  kontrolliert,  die  mit  einem  Parteibuch  der  SPD,  der
Grünen oder auch der LINKEN ausgestattet sind. Diese Bürokratie
sitzt in Aussichtsräten, in staatlichen Institutionen und erhält zum
Teil riesige Gehälter. Aber sie vertritt nicht unsere Interessen. Sie
glaubt  „die  deutsche  Wirtschaft“,  das  heißt  die  Profite  der
Kapitalist:innen wären das Maß aller Dinge. Zum Teil verhindert oder
verschleppt  diese  Bürokratie  auch  die  Organisierung  ganz  neuer
Schichten der Lohnabhängigen. So verweigerte sie lange den Zutritt
von Geflüchteten in die Gewerkschaften. Sie müssen wieder zu Orten
der Demokratie und des Kampfes der Lohnabhängigen werden. Eine
zentrale  Aufgabe  ist  es  also  heute  eine  klassenkämpferische
Basisopposition  in  den  Gewerkschaften  aufzubauen.  Dies  schließt
auch die Auseinandersetzung mit weit  verbreiteten Illusionen und
Ideologie  des  Reformismus,  sowie  unterschiedlichen  Formen  des
Chauvinismus unter einfachen Gewerkschaftsmitgliedern selbst ein.
Denn  die  Klasse  ist  aktuell  gespalten.  Sie  ist  anhand  nationaler8.
Unterschiede,  vermittels  von imperialistischen und halb-kolonialen
Kriegen,  aufgrund  von  sexistischer,  rassistischer,  homophober
Unterdrückung und auch anhand unterschiedlicher sozialer Stellung



einzelner  Schichten  der  Lohnabhängigen  gespalten.  Es  ist  eine
zentrale  Aufgabe  diese  Spaltung  in  der  gemeinsamen
Auseinandersetzung zu überwinden. Daher kämpfen wir auch für den
Aufbau  einer  sozialistischen  Internationale,  die  alle  diese
Auseinandersetzungen  miteinander  verbindet.  Die  gemeinsame
internationale  Organisierung  ist  das  beste  Mittel  gegen  den
Chauvinismus.
Der Hauptfeind steht im eigenen Land. Dieser Hauptfeind ist für uns9.
die deutsche Klasse der Kapitalist:innen und der mit ihr verbundene
Staat.  Das  heißt  für  uns  auch,  dass  wir  uns  nicht  ihren
außenpolitischen Ambitionen anschließen. Wir lehnen jede Form des
Imperialismus und des Militarismus ab. Nur weil Deutschland nach
innen  größere  demokratische  Rechte  gewährt  als  beispielsweise
China oder Russland dies tun, heißt das nicht, dass deutsche Waffen,
die an die Saudis und die Türkei verkauft werden, und im Jemen
Krieg und in Kurdistan eingesetzt werden, demokratischer seien. Es
heißt nicht,  dass deutsche Bundeswehrsoldaten die Demokratie in
Mali, in Afghanistan oder im Irak verteidigt haben. Das können nur
die  demokratisch  und  sozialistisch  organisierten  Lohnabhängigen
dieser  Länder  selbst.  Die  ökonomische,  diplomatische  und
militärische Intervention Deutschlands zerstört aber solche Prozesse
immer wieder.
Gleichzeitig  wissen  wir  auch,  dass  es  andere  Großmächte  wie10.
Russland, China, die USA, Japan, Frankreich, Großbritannien oder
Indien gibt. Wir stehen an der Seite keiner dieser Staaten. In der
militärischen Auseinandersetzung zwischen diesen Staaten sagen wir
„Dreht  die  Waffen  um.“  Kämpft  nicht  gegen  die  Menschen  des
anderen Landes. Stattdessen sollten die Lohnabhängigen und die ins
Militär eingezogene Jugend gegen ihre „eigenen“ Kapitalist:innen,
Diktatoren oder bürgerlichen Regierungen und für eine sozialistische
Revolution kämpfen.
Wir tun alles uns mögliche,  um den Aufbau von Gewerkschaften,11.
sozialen  und  ökologischen  Bewegungen  sowie  von  sozialistischen
Parteien in anderen Ländern zu unterstützen. Uns Interessieren die
konkreten Kämpfe und die Debatten unserer Geschwister im Ausland.



Wir beteiligen uns an einer internationalen Debatte, anstatt nationale
Borniertheit zu betreiben.
Dies muss sich auch durch den Aufbau einer sozialistischen Partei12.
der  Lohnabhängigen  in  Deutschland  ausdrücken,  die  alle  diese
Aspekte  hier  vor  Ort  vereint.  Jeder  Kampf  gegen jede Form von
Unterdrückung ist unser Kampf, denn wer ist denn schwul, schwarz,
weiblich oder geflüchtet, wenn nicht wir Lohnabhängigen?
Eine revolutionäre Partei braucht ein revolutionäres Programm, auf13.
dessen  Basis  die  Mitglieder  gemeinsam und  verbindlich  agieren.
Dieses  Verständnis  unterscheidet  sich  grundlegend  von  dem  der
Linkspartei,  deren Programm keine  praktische Bedeutung für  die
tägliche Aktivität hat. Letztlich erwarten nicht einmal die Mitglieder
der Partei, dass sie für ihr Programm kämpft. Wir hingegen halten es
für notwendig, ein Programm zu diskutieren und zu erarbeiten, das
als  Anleitung  zum  Handeln  dient,  das  den  Kampf  um  soziale,
ökonomische  und  politische  Rechte  mit  dem  Kampf  für  die
sozialistische Revolution verbindet. Nur auf dieser Basis kann das
gemeinsame,  verbindliche  Agieren  einen  demokratischen  und
befreienden  Charakter  haben.
Dieser  Prozess  muss  auf  der  Grundlage  der  vollen  und  freien14.
politischen Diskussion beruhen. Gleichfalls bedarf es aber auch der
gemeinsamen  und  verbindlichen  Umsetzung  von  beschlossenen
Aktionen.Für uns bedeutet „Partei“ also nicht einen Wahlverein zu
gründen,  der  beständig  die  eigenen  Versprechen  in  bürgerlichen
Regierungen bricht, bürokratisch agiert und die Aktivität der Basis
lähmt.  Für  uns  ist  die  „Partei“  ein  Zusammenschluss  der
kämpferischsten Aktiven, der Jugend, der sozialen Bewegung und der
Gewerkschaften,  die  aus  den  Niederlagen  und  Siegen  der
Vergangenheit gemeinsame Schlüsse ziehen, diese in der täglichen
Praxis  im  Kampf  um  Reformen  überprüfen,  dynamisch  neue
E r f a h r u n g e n  m a c h e n ,  d i e s e  m i t  d e r  b r e i t e r e n
Arbeiter:innenbewegung und den sozialen Bewegungen diskutieren
und  so  im  täglichen  Handgemenge  die  Strategie  der  Revolution
erklären und erfahrbar machen. Wir reden also von einer Form der
Organisation, die einerseits das Bewusstsein, das Selbstbewusstsein



und  die  Selbstorganisierung  unserer  Klasse  so  steigert,  dass  die
Revolution  kein  abstraktes,  fernes  Ziel  ist,  sondern  etwas  das
zunehmend durch die  gemachten Erfahrungen denkbar  und auch
machbar wird.  Die reformistischen Parteien,  vor allem die LINKE
charakterisieren das Gegenteil einer solchen Praxis.
Wir treten für den Aufbau einer revolutionären Jugendorganisation15.
ein,  die von der Partei  ernst genommen wird,  aber nicht von ihr
bürokratisch  beherrscht  wird,  eine  Organisation  mit  einem
sozialistischen  Programm,  dass  sie  gemeinsam  mit  der  Partei
erarbeitet,  in  der  Jugendliche  aber  selbstbestimmt  ihre  eigenen
Erfahrungen, und ohne Angst vor Rüge auch Fehler machen können.
Die Revolution machen, heißt den bürgerlichen Staat zu zerbrechen.16.
Die  kapitalistische  Justiz,  die  Regierung,  Polizei,  Militär  und
Bürokratie  werden  uns  die  Zukunft  nicht  gewähren,  die  wir
brauchen, um zu überleben. Sie müssen gebrochen und durch eine
Rätedemokratie  der  Lohnabhängigen  ersetzt  werden,  die  ihre
Revolution  auch  verteidigen  kann.
Eine der ersten ökonomischen Aufgaben nach einer Revolution wäre17.
die Umwandlung zu einer demokratischen Wirtschaft, die nach den
Interessen von Mensch und Natur plant und ein Notfallprogramm
durchsetzt, um den ökologischen Kollaps zu verhindern, das 1,5 Grad
Ziel und die Ernährungs- und Energiesicherheit zu gewährleisten.

Diese  Überlegungen  stellen  unserer  Meinung  nach  noch  kein
Aktionsprogramm im eigentlichen Sinn dar.  In den kommenden Monaten
wird es unsere gemeinsame Aufgabe sein, ein solches gemeinsam mit all
jenen innerhalb und außerhalb der LINKEN zu diskutieren, die auf einen
neuen Morgen hoffen. Auch heute gibt es in Deutschland Zehntausende, die
sich tagtäglich  für  eine  Welt  ohne Kapitalismus einsetzen,  sei  es  in  der
Klimabewegung,  in  antirassistischen  und  feministischen  Kämpfen  und  in
gewerkschaftlichen oder betrieblichen Auseinandersetzungen mit den Chefs.
Aber es fehlt uns an einer gemeinsamen revolutionär-sozialistischen Kraft. Es
ist Zeit, sie aufzubauen!

Wenn du oder deine Gruppe diese Ansichten teilt, könnt ihr diese ebenfalls
unterzeichnen, nicht zuletzt um den Austausch unterschiedlicher aktiven zu



erleichtern.

Wenn  du  oder  deine  Gruppe  den  Aufbau  einer  neuen  revolutionär-
sozialistischen  Partei  teilt,  aber  Punkte  in  dieser  Erklärung  diskutieren
möchtet, sind wir bereit eure Antwort als Debattenbeitrag zu veröffentlichen.

Schreibt uns an!

[’solid] Berlin: Was tun mit dem
ersten Schritt nach links?
Lukas Resch

Ein  Beschluss  gegen  den  RGR-Koalitionsvertrag,  ein  Antizionist  im
LandessprecherInnenrat  (LSPR)  und  ein  „Nein  zur  EU  der  Banken  und
Konzerne“,  ein  klares  Bekenntnis  zum Volksentscheid „Deutsche Wohnen
und Co enteignen“: Diese und weitere Entwicklungen in [’solid] Berlin sorgen
seit der letzten Wahl für Aufsehen, bis in die bürgerlichsten Teile der Presse
hinein. Einige Reaktionen aus der eigenen Organisation und der Mutterpartei
lassen es  scheinen,  als  hätte  man das rote Berlin  ausgerufen.  Von ewig
gestrigen  StalinistInnen  ist  die  Rede,  öffentliche  Hetzkampagnen  gegen
eigene Mitglieder lassen nicht lang auf sich warten. Was ist los in [’solid]
Berlin?

The way so far …
Spricht man mit Mitgliedern, zeigt sich ein positiv gestimmtes Bild: Bei der
Wahl  zum  LSPR  schafften  es  die  linkeren  Basisorganisationen,  diesen
gemeinsam  mit  einigen  neuen  und  vielversprechenden  Gesichtern  zu
besetzen. Auch auf der letzten Landesvollversammlung zeichnete sich ein
deutlich linkeres Bild ab als in der Vergangenheit. Unter anderem wurde
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beschlossen:

Eine Aufforderung an die Linkspartei  Berlin,  die Koalitionsverhandlungen
abzubrechen, und an die Mitglieder, gegen den Vertrag und die Koalition mit
den Grünen und der SPD zu stimmen; ein Beschluss gegen die alleinige
Zusammenarbeit mit Jusos und grüner Jugend, um nicht als RGR-Jugend zu
erscheinen. Eine Zusammenarbeit in größeren Bündnissen wird damit nicht
ausgeschlossen.

Dies stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar, auch wenn es weiter
notwendig  sein  wird,  die  Jusos  als  die  Massenjugendorganisation  einer
bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  (1)  zu  gemeinsamen  Mobilisierungen
aufzufordern.  Diese Notwendigkeit  stellt  sich auch bezüglich der Grünen
Jugend, die trotz ihrer ökobürgerlichen Mutterpartei über eine Verankerung
in der Umweltbewegung verfügt.

Eine Einschätzung der „EU der Banken und Konzerne“, die ersetzt werden
soll durch „die Vereinigung europäischer Staaten“ (auch wenn unklar ist, wie
diese  erreicht werden und wie sie aussehen soll), suggeriert immerhin einen
„Bruch mit der EU“ (wobei aufgepasst werden muss, dass nicht einfach für
einen „linken“ Austritt Deutschlands aus der EU eingetreten wird, sondern
für eine sozialistische Vereinigung Europas).

Trotz allem: eine willkommene Entwicklung, die einige Mitglieder von [’solid]
bereits  von einem Linksrutsch sprechen lässt.  Diese Entwicklungen sind,
immerhin,  ein  frischer  Wind,  erst  recht  nach  der  zerschmetternden
Wahlniederlage  der  Linkspartei  bei  der  Bundestagswahl.

Grenzen
Deswegen wollen wir die Situation nutzen, um uns zu positionieren und zur
Diskussion über das weitere Vorgehen etwas beizutragen.

Die neue Zusammenstellung des LSPR ist sicher ein Schritt nach vorne, auch
wenn dieser noch in der kommenden Zeit beweisen muss, ob der radikale Ruf
der ihm vorauseilt, auch entsprechende Taten mit sich bringt.



Die  Ergebnisse  der  Landesvollversammlung  sprechen  ebenfalls  eine
deutliche Sprache. Man stellt sich entschieden gegen die Ausrichtung der
Berliner Linkspartei  und erhebt den Anspruch, eine eigene, sozialistische
Perspektive dagegenzuhalten.

Der erste Dämpfer ist da natürlich, die Abstimmung gegen die RGR-Koalition
verloren zu haben. Von den 50 % der teilnehmenden Linksparteimitglieder
haben 75 % für diese gestimmt.

Wie geht es jetzt also weiter für alle, die sich eine linkere, antikapitalistische
Politik und Linkspartei wünschen und dafür im Jugendverband kämpfen?

Wir  wollen  uns  auf  zwei  Punkte  konzentrieren:  die  Grenzen,  an  die
revolutionäre Jugendliche in  der  Linkspartei  und [’solid]  stoßen,  und die
Taktik, mit der sie kämpfen können.

Zunächst das Ernüchternde: Das, was in [’solid] Berlin passiert – ebenso die
gewisse Bewegung in der Basis der Linkspartei –, stehen einer bundesweit
gegenläufigen  Tendenz  gegenüber.  Real  sind  die  Linkspartei  und  ihr
Jugendverband in den letzten Jahren nach rechts gegangen. Auch wenn sich
in den letzten Wochen eine linke Opposition in Berlin gebildet hat und im
Landesverband Nordrhein-Westfalen nach dem katastrophalen Ergebnis der
Bundestagswahlen ein linker Landesvorsitzender gewählt wurde, so ändert
das  noch  nicht  das  Gesamtbild.  Ramelows  Regierungspolitik  stellt  keine
Ausnahme  dar.  Für  alle  Landesregierungen  mit  LINKE-Beteiligung  gilt:
Mitgehangen, mitgefangen – mit  kapitalistischer Realpolitik.  Und das gilt
auch für Berlin.

Das ist auch kein Zufall oder einfach eine Schwäche gegenüber der größeren
SPD,  sondern  das  Interesse  der  Linksparteiführung  .  Sie  betreibt
reformistische Politik, die immer nur den Kompromiss mit dem Kapitalismus
sucht, mit dem Leute wie Klaus Lederer an sich ganz gut leben können.
Daher ist es für ihn auch kein Problem gewesen, DWe fallen zu lassen.

An die Grenzen dieses Führungsapparates werden alle RevolutionärInnen,
die gern eine andere Linkspartei und ein antikapitalistisches [’solid] hätten,
irgendwann stoßen, solange dieser Apparat die Partei und ihre Strukturen



kontrolliert – so, dass der Apparat die Kontrolle gut behalten kann. Das muss
sich auch in [’solid] niederschlagen, und wenn es der Geldhahn ist, an dem
die Mutter vielleicht mal dreht.

 … and the way ahead
Ohne über diese Grenzen Gedanken anzustellen, wird jeder Versuch, [’solid]
revolutionär umzugestalten, in blindem Aktivismus und Selbstverbrauch oder
aber Anpassung an den erwähnten Apparat enden. Unserer Meinung nach
sollte sich daher jede//r klar machen, dass es bei der Konfrontation mit der
reformistischen  Mehrheit  und  dem  Apparat  um  eine  grundsätzliche
Auseinandersetzung  geht.  Letztlich  vertritt  der  Reformismus  nicht  den
Klassenstandpunkt  der  Lohnabhängigen,  sondern  ordnet  vielmehr  deren
Interessen jenen der herrschenden Klasse unter.

Trotzdem kann sich das Ringen mit dem Apparat lohnen und unzufriedene
Jugendliche in (und außerhalb von) [‚solid] um revolutionäre oder wenigstens
eine  alternative  Politik  zu  RGR sammeln.  Dazu  sollten  die  vorhandenen
Ansätze  der  letzten  Wochen  vertieft  werden.  Konkret  sollten  sich  alle
Jugendlichen zu einer Opposition organisieren – einer Fraktion.

Die  angepeilte  Taktik,  um  die  eigene  Mutterorganisation  mittels  einer
digitalen Kampagne wieder auf die eigenen Werte zu besinnen, begleitet von
Veranstaltungen, kann das nur begrenzt leisten, ist sie doch dazu verurteilt,
vor allem einen Nachhall im eigenen Kreis hervorzurufen.

Darüber hinaus braucht es ein Sammeln um Aktionen wie Demonstrationen
bis hin zu Streiks in Schule und Betrieb und mehr – wenigstens braucht es
jetzt die Debatte darum. Und für sich alleine bringen solche Aktionen auch
noch nichts. Es sollte sich auf einige Forderungen verständigt werden, die
für Jugendliche gerade akut sind, um die mobilisiert werden kann und mit
denen auch andere – Jusos, Grüne Jugend, Gewerkschaftsjugendliche, DWe
usw. angesprochen werden können. Beispiele?

Sofortige Umsetzung des DWe-Volksentscheids! Gerade Jugendliche
können sich das Wohnen ohne (reiche) Eltern nicht leisten! Dazu



braucht  es  eine  Massenbewegung  und  die  Unterstützung  der
Gewerkschaf ten  und  Mieter Innenverbände ,  um  d ie
Vergesellschaftung  durch  politische  Streiks  und  Mietboykotts
durchzusetzen!
Für  eine  echte  Verkehrswende  in  Berlin  –  keine  S-Bahn-
Zerschlagung,  dafür  massive  Einschränkung des  Straßenverkehrs,
Ausbau von S-Bahn und Tram, kostenloser ÖPNV!
Für  die  Kontrolle  über  coronabedingte  Schulöffnungen  und  -
schließungen durch demokratische Komitees der SchülerInnen und
LehrerInnen selbst!

Das sind nur mal drei Beispiele. Der Kampf um solche Forderungen ist einer
gegen die RGR-Regierung, und damit gegen Lederer und Co! Völlig richtig ist
deshalb,  dass  [’solid]  am kommenden Dienstag zu  Protesten gegen RGR
aufruft.

Aber es sind die nächsten Monate, die durchscheinen lassen werden, ob die
gewisse  Dynamik  in  [’solid]  (und Linkspartei)  nach links  weitergetrieben
werden  kann  oder  im  Treibsand  reformistischer  Realpolitik  ausgebremst
wird. Denn trotz aller positiven Berliner Entwicklungen der letzten Monate
im Windschatten der Wahlen – DWe, Krankenhausstreik oder eben auch ein
gewisser Linksdrall in DIE LINKE – gegen die Regierung zu kämpfen wird
eine andere Nummer, in der das Überwinden der defensiven Position mit
davon  abhängen  wird,  ob  sich  revolutionäre,  antikapitalistische  Kräfte
sammeln  können  und  in  [’solid],  Jusos  usw.  reinwirken  können.

Daher sollten sich AntikapitalistInnen ernsthaft überlegen, inwieweit sie in
ihrem Kampf auf die LINKE setzen wollen, die die nächsten fünf Jahre Verrat
schon ab Tag 1 beginnt, oder ob ein revolutionärer Bruch mit der Partei
sinnvoller  ist.  Früher  oder  später  wird  dieser  unserer  Meinung  nach
unausweichlich.  So  oder  so  sind  wir  für  die  Debatte  mit  Euch  offen.

Übrigens: Vor sieben Jahren hat die Jugendorganisation REVOLUTION eine
umfassende Broschüre rausgebracht,  die  [’solid]  kritisch beleuchtete  und
RevolutionärInnen  im  Jugendverband  einen  Handlungsvorschlag  zur
S a m m l u n g  i h r e r  K r ä f t e  m a c h t e  …  i m m e r  n o c h



aktuell: http://onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/04/Solid-Pol
emik_Lukas_M%C3%BCller_2014.pdf

Endnote
(1)  Unter  einer  bürgerlichen  ArbeiterInnenpartei  verstehen  wir  eine
bürgerliche  Partei,  die  sich  jedoch  über  historische  Verbindungen,  über
Gewerkschaften,  proletarische  Mitgliedschaft  und  WählerInnen  auf  die
Klasse  der  Lohnabhängigen  stützt,  mit  dieser  organisch  verbunden  ist.

Auf  Regierungskurs  –  Anti-
Semitismus-Debatte  in  der
Linkspartei
Wir dokumentieren hier einen Artikel der Gruppe Arbeitermacht, unserer
Partnerorganisation,  zu  den  Diskussionen  über  und  innerparteilichen
Kämpfen in der Partei  die  LINKE, um die Position zu dem rassistischen
Appartheidsstaat Israel, der in der NI (neuen Internationale), der Zeitung der
GAM, sowie in ihrer Infomail veröffentlicht wurde.

Vordergründig  bildet  eine  „wissenschaftliche  Studie“  den  Anlass  für  die
aktuelle Debatte in der Linkspartei. Samuel Salzborn und Sebastian Voigt
legen darin dar, was für sie „Antisemitismus“ in der Linkspartei ist. Dabei
ging es um die Teilnahme der Bundestagsabgeordneten Höger, Paech und
Groth an der letztjährigen Gaza-Hilfs-Flotte und um Boykottaufrufe gegen
Waren aus den besetzten Gebieten.

Diese  aktuellen  Vorwürfe  reihen  sich  in  die  konsequent  pro-zionistische
Richtung des Vorstands um Gysi, Kipping, Ramelow, Bartsch u.a. ein. Das
ideelle Fundament für diese Kampagne legte Fraktionschef Gysi bereits vor
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Monaten, als er in einem Grundsatzpapier über die Staatsräson der BRD
fabulierte  und dabei  klar  stellte,  dass  speziell  die  deutsche  Linke  Israel
immer  zu  unterstützen  hätte  und  gleichzeitig  der  Antiimperialismus  der
Vergangenheit angehören würde.

Als direkte Antwort auf die „Studie“ – wissenschaftlichen Anforderungen hält
das  Machwerk  nicht  stand  –  betreibt  der  Vorstand  nun  eine  politische
Kampagne gegen den linken Flügel.So entschieden der Vorstand am 21. Mai
und  die  Fraktion  am  22.  Mai,  welche  Aktivitäten  Mitglieder  und
Funktionsträger  einzustellen  hätten:

„Wir werden uns weder an Initiativen zum Nahost-Konflikt,  die eine Ein-
Staaten-Lösung für Palästina und Israel fordern, noch an Boykottaufrufen
gegen israelische  Produkte  noch an  der  diesjährigen Fahrt  einer  „Gaza-
Flottil le“  beteiligen.  Wir  erwarten  von  unseren  persönlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Fraktionsmitarbeiterinnen und
Fraktionsmitarbeitern, sich für diese Positionen einzusetzen.“

Diese Vorwürfe und die folgende Debatte waren ein gefundenes Fressen für
die bürgerlichen Parteien und die Medien, speziell der linke Flügel in der
Linkspartei,  die  Abgeordneten  Buchholz  und  Höger  wurden  scharf
angegriffen. Sogar eine „Aktuelle Stunde“ im Bundestag wurde genutzt, um
diesen Flügel zu denunzieren.

Gerade  die  außerparlamentarischen  Linken  müssen  jetzt  solidarisch  mit
diesem Flügel der Linkspartei sein. Wir müssen zeigen, dass wir uns nicht als
„Antisemiten“ abstempeln lassen und es auch andere politische Wahrheiten
gibt, als die Konstrukte von Gysi, von „Konkret“ oder „Jungle World“.

Antizionismus gleich Antisemitismus?

Mit  diesem Slogan  (ohne  Fragezeichen)  führen  die  „Antideutschen“  seit
nunmehr knapp 20 Jahren eine Kampagne gegen die  antiimperialistische
Linke.  Diese   politische  Strömung,  die  Antizionismus mit  Antisemitismus
gleichsetzt,  hat  inzwischen  in  der  Linkspartei  und  in  den  DGB-



Gewerkschaften an Einfluss gewonnen.  In der Linkspartei und in solid gibt
es den antideutschen Bundesarbeitskreis Shalom und diverse pro-zionistische
Gruppen,  Plattformen und Medien,  welche ein  Bündnis  mit  dem rechten
Flügel  der  Linkspartei  eingegangen  sind.  Er  verteidigt  die  bürgerlich-
nationalistische Ideologie des Zionismus und bezieht sich positiv auf Israel
und die USA, die für Demokratie und gegen den reaktionären Islamismus
kämpfen würden.

Der Zionismus ist eine europäische verspätete nationalistische Ideologie, die
von  Th.  Herzl  begründet  wurde.  Sie  sieht  die  Juden  nicht  nur  als
Religionsgemeinschaft,  sondern  als  Volk  und  Nation,  wobei  die
Klassendifferenzierung negiert  wird.  Im Unterschied  etwa zum jüdischen
BUND in Russland, der den Kampf der Juden gegen Unterdrückung als Teil
des  Befreiungskampfes  des  Proletariats  ansah,  war  der  Partner  des
Zionismus zur Durchsetzung seiner Ziele der Imperialismus. Dieser sollte die
„Befreiung“ der Juden bewerkstelligen, indem er ihnen einen eigenen Staat
„gab“. Der Kampf für den Sozialismus wurde ersetzt durch die Flucht in
einen eigenen – bürgerlichen – Staat: Israel. Dieser war aber nur erreichbar,
indem Millionen Nichtjuden, die in dieser Region lebten, vertrieben, getötet
und unterdrückt wurden und werden.

Für die internationalistische Linke war stets entscheidend, den Widerspruch
zwischen den Klassen hervorzuheben, zwischen Kapital und Proletariat. Die
nationale  Spaltung  lag  immer  im  Interesse  des  Kapitals,  den
internationalistischen antiimperialistischen Kampf dagegen zu organisieren
war immer das Interesse einer revolutionären Klassenpolitik. Daraus ergibt
sich, dass InternationalistInnen gegen jede Form nationaler Unterdrückung
kämpfen und den Befreiungskampf der Unterdrückten – also in diesem Fall
der PalästinenserInnen – unterstützen.

Die Antideutschen bekämpfen dies. Zum einen lehnen sie die Klassenanalyse
ab. Der deutsche Staat wird allein über die Taten des deutschen Faschismus
definiert,  seine Klassen seien nicht existent oder jedenfalls nicht wirklich
relevant. Allein die „Volksgemeinschaft“ der Nazis sei bis heute bestimmend,
deswegen könnte es keine progressive Rolle der deutschen Arbeiterklasse
geben, da diese „strukturell“ antisemitisch sei und bleiben müsse.



Israe l  wird  a ls  Staat  def in ier t ,  in  dem  anscheinend  ke ine
Klassenwidersprüche  wirken  oder  jedenfalls  vernachlässigbar  sind.  Israel
wird  allein  als  Folge  der  Shoa  definiert,  weswegen  alle  Linken  diesen
kapitalistischen Staat verteidigen müssten. In dieser Ideologie gibt es daher
auch  einen  „progressiven“  Imperialismus:  die  USA.  Diese  hätte  den
deutschen Faschismus  besiegt  und ist  heute  Israels  Schutzmacht.  Daher
treten die Antideutschen auch für jeden Krieg des US-Imperialismus ein und
rechtfertigen  sämtliche  Unterdrückungsmaßnahmen  des  israelischen
Staates.

So wird der reaktionäre,  rassistische Charakter des israelischen Staates
negiert.   Seine  wirkliche  Funktion  und  eigentliche  Existenzgrundlage  –
Brückenkopf  des  US-Imperialismus  und  seiner  Verbündeten  –  im  Nahen
Osten  zur  Beherrschung  des  arabischen  Raums  wird  hinter  einer
Ansammlung  von  Geschichtsmythen  verschleiert.

Mit  der  Ablehnung  von  Klassenbegriff,  von  Antiimperialismus  und
Internationalismus  finden  die  Antideutschen  auch  leicht  Freunde  in  den
reformistischen Apparaten. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich die
“Regierungsozialisten” aus Berlin,  Brandenburg,  die  Gysi  und Co.  in  der
Linkspartei  jetzt  dieser  ideologischen  Waffen  bedienten,  um zum Schlag
gegen die InternationalistInnen in der Partei auszuholen. Jetzt sollen sich
„Linke“ nicht mehr für die Ein-Staaten-Lösung einsetzen dürfen, nein, sie
müssen die aggressive Besatzungspolitik des Zionismus unterstützen, d.h. es
muss  einen  ethnisch  definierten  zionistischen  Staat  geben  und  ein
abgezäuntes  Reservat  für  die  PalästinenserInnen.

„Linke“  dürfen  noch  nicht  einmal  an  der  „Gaza-Flotte“,  die  humanitäre
Hilfsgüter transportiert und die menschenverachtende Hungerblockade des
Gaza-Streifen  in  Frage  stellt,   teilnehmen.  Im  letzten  Jahr  hatten  diese
AktivistInnen  9  Tote  zu  beklagen,  als  das  israelische  Militär  die  Schiffe
stürmte.

Die Parlamentsfraktion begründet ihren Beschluss damit,  dass auch offen
antisemitische Gruppen an dem Gaza-Bündnis teilnehmen würden. Natürlich
gibt  es  in  der  arabischen  Welt  auch  Antisemitismus.  Es  ist  aber  ein



politischer Skandal, dass von Seiten der pro-zionistischen Linken praktisch
jede  Solidaritäts-aktion  mit  dem  unterdrückten  palästinensischen  Volk
verleumdet wird, indem ihr in die Schuhe geschoben wird, sie würde sich mit
Anti-Semiten  und  sonstigen  Reaktionären  gemein  machen.  Die
Parlamentsfraktion macht sich diese Denunziantenmache zu eigen.

Was ist am Boykott falsch?

Als  letztes  Totschlag-Argument  gilt  die  Frage  des  Boykotts  israelischer
Waren aus den Besatzungsgebieten, wie ihn die israelische Linke seit Jahren
betreibt. Wenn hier auf die deutsche Geschichte und den Boykott der Nazis
gegen jüdische Geschäfte verwiesen wird, so ist das einfach Demagogie. Als
Linke sind wir nicht solidarisch mit reaktionären Besatzungsregimen, wir
sind nicht solidarisch mit Überausbeutung und quasi Zwangsarbeit, wie sie
die Palästinenser in den besetzten Gebieten für das israelische Kapital leisten
müssen.

Natürlich ist ein Boykott nur ein Mittel, um dies zu bekämpfen. Entscheidend
sind dafür  Massenaufstände wie  die  Intifadah,  Aktionen und Streiks  der
palästinensischen Arbeiterklasse wie gemeinsame Kämpfe israelischen und
palästinensischen anti-zionistischen AktivistInnen und Lohnabhängigen.

Vorstand  und  Fraktion  der  Linkspartei  geht  es  aber  längst  nicht  um
internationale Solidarität. Sie wollen vielmehr die Partei endgültig für eine
Regierungsbeteiligung auf Bundesebene empfehlen, indem sie sich zentrale
Prämissen der deutschen imperialistischen Außenpolitik zu eigen machen.
Dazu gehören Militäreinsätze der UNO, vielleicht auch der NATO, wenn die
UNO dabei ist – und die bedingungslose Unterstützung Israels.

Dies ist ein Einfallstor, die letzten verbliebenen Positionen und “Vorbehalte”
der LINKEN gegen offen pro-imperialistische Politik zu schleifen. Daher ist
die Solidarität mit den InternationalistInnen in derFraktion Pflicht.

Einfach  skandalös  aber  ist  dabei  wieder  einmal  das  Verhalten  der
„KommunistInnen“ um Sarah Wagenknecht, die den realen Konflikt – wie
schon früher jede ernsthafte Differenz in der Linkspartei – zugunsten von
„Neutralitätsbeschlüssen“ und des lieben Friedens Willen umgehen will. Ob



diesen GenossInnen das „kommunistische“ Gewissen fehlt, sei dahin gestellt;
dass ihnen der Arsch in der Hose fehlt, ist jedenfalls sicher.

Solidarität mit den Antiimperialisten
in der LINKEN bedeutet aber zugleich auch Kritik an deren Verhalten. So
war es sicher taktisch mindestens ungeschickt, vor der Abstimmung über
Gysis Antrag den Saal zu verlassen, anstatt dagegen zu stimmen, was u.U.
den Beschluss sogar verhindert hätte.

Das Argument, dass solcherart die bürgerlichen Medien und Parteien Futter
für  eine  weitere  Skandalisierung  der  Linkspartei  erhalten  hätten,  ist
kurzsichtig.  Der  rechte  Flügel  und große Teile  des  Zentrums der  Partei
wollen mit ihrer öffentlichen Denunziation der Linken das Kräftverhältnis
weiter  nach  rechts  verschieben.  Daher  ist  jedes  politische  Versteckspiel
aussichtslos und unsinnig.


